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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
1 Kreis Mettmann 

- Landschaftsplanung
   und –schutzrecht 
- Wasserwirtschaft 
- Umweltbezogener 
    Gesundheitsschutz 
- Straßen-/ Hochbau 
- Brandschutz 
- Immissionsschutz 

19.03.09 Anregung, den Standort der  
Altablagerung Nr. 7073_013 als 
Hinweis in die Planung aufzu-
nehmen. (nach der Auswertung 
eines Alliierten-Luftbilds aus 
dem Jahre 1945: möglicher Feu-
erlöschteich, später wieder ver-
füllt)   

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Im Luftbild aus dem Jahre 1954 ist auf dem betr. Grundstück keine Ablagerung erkennbar. Der Standort 
der vermuteten Altablagerung deckt sich mit dem des im Jahre 1958 errichteten, unterkellerten Wohnge-
bäudes Moltkestraße Nr. 8. In der Genehmigungsakte des Gebäudes befindet sich kein Hinweis auf eine vor 
Baubeginn existierende Ablagerung; in der Baubeschreibung wird unter der Rubrik „Baugrund“ Lehmbo-
den angegeben. Falls eine Verfüllung existierte, ist diese mit dem Bau des o. g. Wohngebäudes beseitigt 
worden.  
Ein Hinweis im Bebauungsplan ist daher aus Sicht der Verwaltung nicht erforderlich. 

2 Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampf-
mittelbeseitigung 

26.02.09 Hinweise auf das Vorhandensein 
von Kampfmitteln haben sich 
nicht ergeben. Hinweise zur 
Vorgehensweise bei Auffinden 
von Kampfmitteln sowie zu 
Sicherheitsdetektionen bei Erd-
arbeiten mit erheblichen mecha-
nischen Belastungen. 

Die Hinweise der Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 22 Kampfmittelbeseitigung werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Übernahme als Hinweis in den Bebauungsplanentwurf erfolgt nicht, da die Vorgehens-
weise in Bezug auf mögliche im Boden vorzufindende Kampfmittel Bestandteil des Baugenehmigungsver-
fahrens ist. Ein Hinweis im Bebauungsplan ist daher aus Sicht der Verwaltung nicht erforderlich. 

3 Bergisch Rheinischer 
Wasserverband BRW 

11.02.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht 

 

4 RWE Rhein-Ruhr 
Netzservice, Neuss 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

5 PLEdoc GmbH 05.02.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht 

 

6 Deutsche Telekom AG  Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht.  

 

7 ISH NRW GmbH   Stellungnahme liegt nicht vor.  
8 Stadtwerke Haan   Stellungnahme liegt nicht vor.  
9 Verkehrsverbd. Rhein-

Ruhr 
 Stellungnahme liegt nicht vor.  

10 Busverkehr Rheinland 
GmbH (BVR) 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

11 Rheinbahn Düsseldorf 11.03.09 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht.  

Die Hinweise zur ÖPNV- Anbindung des Plangebiets durch die Rheinbahn Düsseldorf werden zur 
Kenntnis genommen. Für die Planung ergeben sich keine Konsequenzen. 

12 Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
(BImA) 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
13 Wehrbereichsverwal-

tung III 
13.03.09 Es werden keine Anregungen zur 

Planung vorgebracht.  
14 Polizeistation Haan  Stellungnahme liegt nicht vor.   
15 Katholische Kirchen-

gemeinde Haan 
 Stellungnahme liegt nicht vor.  

16 Evangelische Kir-
chengemeinde Haan 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

17 Freie evangelische  
Gemeinde 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

18 Neuapostolische Kir-
che Gemeinde Haan 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

19 Landesbüro der Natur-
schutzverbände 

 Stellungnahme liegt nicht vor.   

20 Finanzamt Hilden – 
Bewertungsstelle 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

21 Herr S., 
42781 Haan 

19.03.09 Bedenken gegen die Begrenzung 
der Wohneinheiten je Wohnge-
bäude. Anregung, die Zahl der 
Wohneinheiten je Wohngebäude 
auf 6 zu begrenzen und für alle 
zukünftig geplanten Wohnge-
bäude die Unterbringung der 
notwendigen Stellplätze in Tief-
garagen festzusetzen. 
 

Die Anregung, die Festsetzung von 6 statt auf  3 Wohnungen je Wohngebäude zu begrenzen, wird 
zurückgewiesen. 
 
Der Bürger weist darauf hin, dass im Planbereich auf der gesamten Moltkestraße kein Doppelhaus vorhan-
den ist. 

Die Stadt Haan kann nach dem Baugesetzbuch neue Entwicklungsspielräume eröffnen, wenn sie eine ent-
sprechende planerische Konzeption verfolgt. Dabei ist es nicht erforderlich, dass die geplanten Nutzungen 
oder Bautypen, wie z.B. Doppelhäuser, bereits im Plangebiet vorhanden sind. 
Die Festsetzung von Doppelhäusern hat Bedeutung für die Bauweise. Mit der Festsetzung können vor al-
lem Gebäude an eine Grundstücksgrenze angebaut werden können. Die Errichtung von Doppelhäusern setzt 
damit eine Grundstücksgrenze bzw. die Teilung eines Grundstücks voraus. Die Doppelhaus-Festsetzung 
schafft nur ein „Privileg“ für den Anbau an eine Grundstücksgrenze. 

Nach Auffassung des Bürgers ist es Ziel des Aufstellungsbeschlusses, nicht mehr als 6 Wohnungen auf 
einem Grundstück anzusiedeln.  

Eine solche Festsetzungsmöglichkeit besteht nicht. Nach § 9 (1) Nr.6 BauGB kann nur die höchstzulässige 
Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden festgesetzt werden. Neben der Errichtung von Einzelhäusern oder 
Doppelhaushälften mit bis zu 3 Wohnungen, können auch mehrere Einzelhäuser mit bis zu drei Wohnun-
gen auf einem Grundstück errichtet werden. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
Die Begründung für die Festsetzung liegt darin, dass Gebäude mit bis zu 3 oder bis zu 6 Wohnungen zu 
anderen Haustypen und Wohnformen führen. 6 Wohnungen sind in der Regel Eigentums- oder Mietwoh-
nungen im Geschosswohnungsbau. Häuser mit bis zu 3 Wohnungen sind üblicherweise Familienhäuser, die 
insbesondere das Zusammenleben von mehreren Generationen ermöglichen. Wie im Schreiben ausgeführt 
wird, machen im Geschosswohnungsbau zwei Treppenhäuser und Eingangstüren keinen Sinn. 

Mit der geringeren Anzahl an Wohnungen in Wohngebäuden werden auch die Nutzungsintensität und das 
Verkehrsaufkommen verringert. In Wohngebäuden mit maximal drei Wohnungen werden gewöhnlich 
keine Tiefgaragen errichtet, da diese sich aufgrund der geringen Nutzung wirtschaftlich nicht tragen. Die 
benötigten Rampen- und Anfahrflächen stehen in keinem Verhältnis zur Nutzfläche. Sie sind allein durch 
eine kompakte Bauform mit einer entsprechenden Nutzungsintensität zu rechtfertigen. Erst dadurch kann 
eine Verdichtung erreicht werden, wie sie bei einer Doppelhaus-Bebauung nicht möglich wäre. Eine größe-
re Zahl an Wohneinheiten in Wohngebäuden führt somit zu einem größeren Verkehrsaufkommen und steht 
dem Ziel, den Charakter eines Villengebietes zu erhalten und weiter zu entwickeln entgegen. 

Eine geringere Wohnungszahl pro Wohngebäude führt im Ergebnis tendenziell zu größeren Wohnungen 
und fördert damit auch eine bestimmte Nutzer- und Eigentümerstruktur in dem Gebiet. Gebäude mit maxi-
mal 3 Wohnungen stehen eher im Individualeigentum und sind stärker familienorientiert als Eigentums-
wohnungsanlagen. Wohngebäude mit einer geringeren Anzahl an Wohnungen passen hinsichtlich der 
Wohnbedürfnisse ihrer Eigentümer bzw. Nutzer besser in Villengebiete oder Einfamilienhausgebiete. Sie 
führen auch zu anderen Arten der Gebäudegestaltung und Freiflächennutzung, z.B. tendenziell mehr indivi-
duell gestaltete Gärten statt von einer Eigentümergemeinschaft oder Hausverwaltung vorgegebenen Freiflä-
chennutzung. Damit bestimmt sich über Festsetzungen von der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden wesentlich der Gebietscharakter.  

Die Festsetzung ist daher sehr geeignet, unerwünschte Umstrukturierungen in der Eigenart des Gebietes zu 
unterbinden. Der hochwertige Villencharakter des Gebietes kann damit gesichert und gefördert werden. 

Der Vergleich von Planungen und Heranziehung von Dichtewerten in der Innenstadt und in innenstadtna-
hen Villengebieten kann nicht herangeführt werden, da unterschiedliche gemeindliche Planungskonzepte zu 
Grunde liegen. Die Gebiete erfüllen unterschiedliche Funktionen und befriedigen eine andere Nachfrage 
von Flächenansprüchen. Der Stadt muss es möglich sein, hochwertige Villengebiete zu sichern und weiter 
zu entwickeln, die das Bild der Gartenstadt nachhaltig prägen und von der Mehrzahl der Einwohner so 
gewollt sind. Zum einen wird der Bedarf an hochwertigem Einfamilienhausbau in diesen Gebieten gedeckt. 
Andererseits sind diese Gebiete auch für die Naherholung in Innenstadtnähe gerade im Zusammenhang mit 
öffentlichen Freiflächen z.B. am Park Ville d´Eu und Karl-August-Jung-Platz sowie im Hinblick auf ihre 
ökologische Ausgleichsfunktionen von hoher Bedeutung. Gleiche Größe, gleiche Höhe und gleiche Tiefe 
von Häuser führen nicht zum gleichen Haus, sondern ermöglichen unterschiedliche Ausprägungen mit 
Folgen für den Gebietscharakter und die Sozialstruktur des Planbereiches. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
Das Plangebiet liegt nicht an der Martin-Luther-Straße mit erheblichen Durchgangsverkehr nach Solingen 
bzw. an der Kirchstraße mit altindustriellen, heute umgenutzten bzw. ersetzten Gebäuden. Es gehört viel-
mehr in den stadträumlichen Zusammenhang zum südlichen Villen- und Einfamilienhausgebiet Haans, dass 
sicherlich seine intensivste Ausprägung im Bereich der Beethoven- / Mozartstraße hat. 

22 Herren K. und L. B., 
42781 Haan 

19.03.09 Bedenken gegen die Begrenzung 
der Wohneinheiten je Wohnge-
bäude, diese widerspricht einer 
sozialgerechten Bodennutzung. 
Fehlende Begründung, warum 2 
3-Familienhäuser zulässig sind, 
ein 6-Familienhaus aber nicht.  
Zulässigkeit eines Doppelhauses 
im Plangebiet fragwürdig, da 
dieser Bautyp bisher nicht vor-
handen ist. Kosten für Erschlie-
ßungsmaßnahmen für Doppel-
häuser gegenüber Mehrfamilien-
häusern unwirtschaftlich. Falsche 
Beurteilung der Ausgangssituati-
on zum Aufstellungsbeschluss. 

Die Anregung, die Festzung von höchstens 3 Wohnungen je Wohngebäude entfallen zu lassen, wird 
zurückgewiesen. 
 
Die Bürger halten die Festsetzung von höchstens 3 Wohnungen je Wohngebäude für unangemessen. Der-
zeit entfallen 1000 qm Grundstücksfläche auf einen Bewohner in dem Plangebiet. 

Die Festsetzung ist angemessen, da nach Prüfung durch die Stadt keine höhere Anzahl von Wohnungen in 
Wohngebäuden im Planänderungsgebiet besteht. An den Anliegerstraßen in der Umgebung des Planände-
rungsbereiches werden Neubauvorhaben in der Regel mit weniger als 3 Wohnungen in den Gebäuden reali-
siert. Ausgenommen hiervon sind die Grundstücke an Haupt- und Haupterschließungsstraßen, wo auch 
Vorhaben mit einer größeren Anzahl an Wohnungen realisiert wurden. Diese Grundstücke wurden daher 
nicht in den Planbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 50a einbezogen. 
Um die städtebauliche Eigenart des Gebietes zu erhalten und Umstrukturierungen zu verhindern, die diese 
gefährden, ist es deshalb angemessen und zielführend, die höchstzulässige Anzahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden auf drei zu beschränken. 

Die Bürger wenden ein, dass die Ziele nicht erläutert werden, die mit der Festsetzung verfolgt werden. 
Alternativen werden nicht betrachtet. Die Bürger vermissen eine Darstellung der Unterschiede zwischen 
einem 6-Familienhaus und zwei 3-Familienhäusern als Doppelhaus. 

Die Ziele der Planung sind in der Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 50a enthalten. 
Alternative Festsetzungen wurden geprüft. Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligungen wur-
den diese vorgestellt und mit den Anwesenden erörtert. Mit der Änderung des Bebauungsplanes werden 
möglichst viele seiner bisherigen Festsetzungen beibehalten. Die Änderungen beschränken sich auf das 
notwendige Maß, um den Gebietscharakter zu erhalten und in im Sinne der gemeindlichen Planungskon-
zeption fortzuentwickeln. 

Die gemeindlichen Entwicklungsvorstellungen sehen hier die Sicherung, Ergänzung und Fortentwicklung 
eines hochwertigen und durchgrünten Villengebietes vor. Große Baukörper mit einer Vielzahl von Woh-
nungen beinträchtigen die Eigenart und führen zu einer Veränderung in der Bewohnerstruktur.  
Die Begründung für die Festsetzung liegt darin, dass Gebäude mit bis zu 3 oder bis zu 6 Wohnungen zu 
anderen Haustypen und Wohnformen führen. 6 Wohnungen sind in der Regel Eigentums- oder Mietwoh-
nungen im Geschosswohnungsbau. Häuser mit bis zu 3 Wohnungen sind üblicherweise Familienhäuser, die 
insbesondere das Zusammenleben von mehreren Generationen ermöglichen. Wie im Schreiben ausgeführt 
wird, machen im Geschosswohnungsbau zwei Treppenhäuser und Eingangstüren keinen Sinn. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
Mit der geringeren Anzahl an Wohnungen in Wohngebäuden werden auch die Nutzungsintensität und das 
Verkehrsaufkommen verringert. In Wohngebäuden mit maximal drei Wohnungen werden gewöhnlich 
keine Tiefgaragen errichtet, da diese sich aufgrund der geringen Nutzung wirtschaftlich nicht tragen. Die 
benötigten Rampen- und Anfahrflächen stehen in keinem Verhältnis zur Nutzfläche. Sie sind allein durch 
eine kompakte Bauform mit einer entsprechenden Nutzungsintensität zu rechtfertigen. Erst dadurch kann 
eine Verdichtung erreicht werden, wie sie bei einer Doppelhaus-Bebauung nicht möglich wäre. Eine größe-
re Zahl an Wohneinheiten in Wohngebäuden führt somit zu einem größeren Verkehrsaufkommen und steht 
dem Ziel den Charakter eines Villengebietes zu erhalten und weiter zu entwickeln entgegen. 

Eine geringere Wohnungszahl führt im Ergebnis tendenziell zu größeren Wohnungen und fördert damit 
auch eine bestimmte Nutzer- und Eigentümerstruktur in dem Gebiet. Gebäude mit maximal 3 Wohnungen 
stehen eher im Individualeigentum und sind stärker familienorientiert als Eigentumswohnungsanlagen. 
Wohngebäude mit einer geringeren Anzahl an Wohnungen passen hinsichtlich der Wohnbedürfnisse ihrer 
Eigentümer bzw. Nutzer besser in Villengebiete oder Einfamilienhausgebiete. Sie führen auch zu anderen 
Arten der Gebäudegestaltung und Freiflächennutzung, z.B. tendenziell mehr individuell gestaltete Gärten 
statt von einer Eigentümergemeinschaft oder Hausverwaltung vorgegebenen Freiflächennutzung. Damit 
bestimmt sich über Festsetzungen von der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden we-
sentlich der Gebietscharakter.  
Die Festsetzung ist daher sehr geeignet, unerwünschte Umstrukturierungen in der Eigenart des Gebietes zu 
unterbinden. Der hochwertige Villencharakter des Gebietes kann damit gesichert und gefördert werden. 

Die Bürger führen aus, dass im Plangebiet kein einziges Doppelhaus ist. 

Die Stadt Haan kann nach dem Baugesetzbuch neue Entwicklungsspielräume eröffnen, wenn sie eine ent-
sprechende planerische Konzeption verfolgt. Dabei ist es nicht erforderlich, dass die geplanten Nutzungen 
oder Bautypen, wie z.B. Doppelhäuser, bereits im Plangebiet vorhanden sind. Die Zulässigkeit, Doppelhäu-
ser zu errichten, war bereits bisher im Bebauungsplan enthalten und wird daher vom Änderungsverfahren 
nicht berührt. Die Festsetzung von Doppelhäusern hat Auswirkungen auf die Bauweise und ermöglicht den 
einseitigen Anbau an eine Grundstücksgrenze. 

Die Bürger empfinden, dass sich ihr beabsichtigtes 6-Familienhaus harmonisch in den Gebäudebestand des 
Plangebietes integriert. 

Das beabsichtigte Bauvorhaben eines Einzelhauses mit 6 Wohnungen hat eine Vorbildwirkung für den 
Bereich an der Moltkestraße und Grundstücke an weiteren Anliegerstraßen in dem Stadtbereich. Es ist 
geeignet, bodenrechtliche Spannungen auszulösen. Die Integration des beabsichtigten Bauvorhabens be-
zieht sich nicht nur auf den Baukörper, die Geschossigkeit, Höhe und äußere Gestaltung. Auch die beab-
sichtigte Nutzungsstruktur des Vorhabens ist von städtebaulicher Bedeutung. Mit dem Vorhaben entsteht 
erstmalig an der Moltkestraße eine Eigentumswohnungsanlage mit 6 Wohnungen. Der Bereich ist bisher 
nur durch Villen und Einfamilienhäuser mit höchstens 3 Wohnungen geprägt. 
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Die Bürger sehen Bevölkerungsentwicklung von mehr Single- und Rentnerhaushalten im innenstadtnahen 
Bereich nicht berücksichtigt. 

Für die genannten Gruppen gibt es im Innenstadtbereich ausreichende Baulandreserven, wie sich bei in der 
Realisierung befindlichen Bauvorhaben an der Kirchstraße und Bleichstraße zeigt. Gemeindliches Ziel ist, 
den Bereich an der Moltkestraße sowie südlich und westlich davon aufgrund der Vorprägung und bisheri-
gen Entwicklung für eine Villenbebauung und hochwertige Einfamilienhausbebauung vorzuhalten. Der 
Stadt muss daran gelegen sein, Flächen und Wohnraumangebote für alle Bevölkerungsgruppen in einem 
ausgewogenen Verhältnis vorzuhalten. 

Die Bürger sehen eine nicht vertretbare Doppelinvestition von Infrastruktur, Treppenhäusern, Aufzugsanla-
gen bei zwei 3-Familienhäusern an Stelle eines 6-Familienhauses. Sie erkennen einen zusätzlichen unnöti-
gen Energieverbrauch bei knapper werdenden Ressourcen. 

Es ist festzustellen und zuzustimmen, dass kompakte und große Bauformen mit vielen Wohnungen sich im 
Hinblick auf Energieverbrauch und rationelle Ressourcenverwendung günstiger darstellen. Andererseits 
sind Doppelhäuser ein üblicher und nachgefragter Bautyp, der gegenüber dem Geschosswohnungsbau an-
dere Vorteile bietet. Die Begrenzung auf maximal drei zulässige Wohnungen steuert in Richtung größerer 
Wohnungen und einer geringen Nutzungsintensität mit beispielsweise einem geringeren Verkehrsaufkom-
men in dem Gebiet. Dieser Nutzungstyp lenkt dahin, den heutigen Gebietscharakter zu erhalten und eine 
Umstrukturierung in ein Gebiet von kompakten Wohneigentumsanlagen unterbaut mit großen Tiefgaragen 
zu verhindern. 

Laut der Bürger wurde die Ausgangssituation mit maximal drei Wohnungen im Gebäudebestand 1999 
falsch beurteilt. 

Es wird nicht erläutert, worin die falsche Beurteilung der Ausgangssituation liegt. Die Stadt Haan eine 
Bestandsaufnahme durchgeführt und kommt zu keinem anderen Ergebnis, als im Jahr 1999. 
 

 
























